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Aufgrund des § 32 Satz 1 in Verbindung mit § 28 Abs. 1 Satz 1 
und 2 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I 
S. 1045), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
27. März 2020 (BGBl. I S. 587), in Verbindung mit § 1 Nr. 1 
der Landesverordnung zur Durchführung des Infektions-
schutzgesetzes vom 10. März 2010 (GVBl. S. 55), zuletzt ge-
ändert durch § 7 des Gesetzes vom 15. Oktober 2012 (GVBl. 
S. 341), BS 2126-10, wird verordnet:

Artikel 1

Die Sechste Corona-Bekämpfungsverordnung Rheinland-
Pfalz vom 8. Mai 2020 (GVBl. S. 170) wird wie folgt geändert:

1.	 § 5 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 5 erhält folgende Fassung:
		 „(5) An Bestattungen in geschlossenen Räumen dürfen 

als Trauergäste folgende Personen teilnehmen:
1.	 die Ehegattin oder der Ehegatte, die Lebenspartnerin 

oder der Lebenspartner, die Verlobte oder der Ver-
lobte der Verstorbenen oder des Verstorbenen,

2.	 Personen, die mit der Verstorbenen oder dem Ver-
storbenen im ersten Grad verwandt sind, und

3.	 Personen eines weiteren Hausstands.
		 Über den Personenkreis nach Satz 1 hinaus dürfen auch 

weitere Personen teilnehmen, wenn sichergestellt ist, 
dass nicht mehr als eine Person pro 10 qm Raumfläche 
anwesend ist.“

b)	 Nach Absatz 5 wird folgender neue Absatz 6 eingefügt:
		 „(6) An standesamtlichen Trauungen dürfen neben den 

Eheschließenden, der Standesbeamtin oder dem Stan-
desbeamten, weiterer für die Eheschließung notwendi-
ger Personen und zwei Trauzeuginnen oder Trauzeu-
gen folgende Personen teilnehmen:
1.	 Personen, die mit einem der Eheschließenden im 

ersten Grad verwandt sind, und
2.	 Personen eines weiteren Hausstands.

		 Über den Personenkreis nach Satz 1 hinaus dürfen auch 
weitere Personen teilnehmen, wenn sichergestellt ist, 
dass nicht mehr als eine Person pro 10 qm Raumfläche 
anwesend ist.“

c)	 Die bisherigen Absätze 6 bis 8 werden Absätze 7 bis 9.

2.	 § 12 erhält folgende Fassung:

„§ 12

(1) Personen, die auf dem Land-, See- oder Luftweg aus ei-
nem Staat außerhalb der Europäischen Union, der Europä-
ischen Freihandelsassoziation, des Vereinigten Königreichs 
von Großbritannien oder Nordirlands (Drittstaaten) in das 
Land Rheinland-Pfalz einreisen, sind verpflichtet, sich un-
verzüglich nach der Einreise auf direktem Weg in die eige-
ne Häuslichkeit oder eine andere geeignete Unterkunft zu 
begeben und sich für einen Zeitraum von 14 Tagen nach 
ihrer Einreise ständig dort abzusondern. Satz 1 gilt auch für 
Personen, die zunächst in ein anderes Bundesland oder einen 
anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder der Eu-
ropäischen Freihandelsassoziation, in das Vereinigte König-
reich von Großbritannien oder nach Nordirland eingereist 
sind. Den in Satz 1 und 2 genannten Personen ist es in dem 
in Satz  1 genannten Zeitraum nicht gestattet, Besuch von 
Personen zu empfangen, die nicht ihrem eigenen Hausstand 
angehören. Satz 1 gilt nicht, sofern aufgrund belastbarer me-
dizinischer Erkenntnisse eine andere epidemiologische Ein-
schätzung getroffen wurde.

(2) Personen, die nach Absatz 1 Satz 1 oder Satz 2 aus ei-
nem Drittstaat eingereist sind, sind verpflichtet, unverzüg-
lich nach Einreise die für sie zuständige Behörde zu kon-
taktieren und auf das Vorliegen der Verpflichtungen nach 
Absatz 1 hinzuweisen. Sie sind ferner verpflichtet, bei Auf-
treten von Krankheitssymptomen die zuständige Behörde 
hierüber unverzüglich zu informieren.

(3) Für die Zeit der Absonderung unterliegen die von Ab-
satz 1 Satz 1 und 2 erfassten Personen der Beobachtung 
durch die zuständige Behörde.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für Personen, die aus 
einem Staat oder einer Region in das Land Rheinland-Pfalz 
einreisen, für die die Bundesregierung in ihrem Lagebericht 
nach den statistischen Auswertungen und Veröffentlichun-
gen des Europäischen Zentrums für die Prävention und die 
Kontrolle von Krankheiten in den zuvor vergangenen sie-
ben Tagen eine hohe Neuinfiziertenzahl im Verhältnis zur 
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Bevölkerung (mehr als 50 Fälle pro 100.000  Einwohner 
kumulativ in den letzten sieben Tagen) ausgewiesen hat.“

3.	 In § 13 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „Abs. 1 Satz 1 und 2“ 
gestrichen.

4.	 § 15 Satz 1 wird wie folgt geändert:
a)	 In Nummer 63 wird die Angabe „Abs. 6“ durch die An-

gabe „Abs. 7“ ersetzt.

b)	 In Nummer 79 wird die Angabe „Satz 1“ gestrichen.
c)	 Nummer 80 wird gestrichen.
d)	 Die bisherigen Nummern 81 bis 83 werden Nummern 80 

bis 82.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 15. Mai 2020 in Kraft.


